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Branchen-News aus der Welt des Rechts
Einsteiger der Woche

Das Steuerberatungsunterneh-
men Icon verbreitert seine Ex-

pertise auf Partnerebene und nimmt
fünf neue Partner auf. Icon-Gründer
Karl Mitterlehner freut sich über die
neuen Partner Andreas Mitterleh-
ner, Head of Corporate Tax, Matthi-
as Mitterlehner, Head of Internatio-
nal Tax, Günther Platzer, Head of
Indirect Tax & Customs,Maria Vrba,
Head of Audit, undKarlWaser,Head
of Global Employment Services.

Event der Woche

Anfang Februar waren über 100
Gäste der Einladung zur Buch-

präsentation von „#Blockchain in
der Rechtspraxis“ (Verlag LexisNe-
xis) gefolgt. Das Werk ist ein Ergeb-
nis der Dorda Digital Industries
Group. Dessen Leiter und Heraus-
geber Axel Anderl sowie weitere Au-
toren gewährten praxisnahe Einbli-
cke in rechtliche Themen der neuen
Technologie. Nach den Impulsvor-
trägen genossen die Gäste den
Abendmit DJ, Drinks und guter Lau-

ne. Das Praktikerwerk ist ab sofort
erhältlich.

Mitte Februar startete mit der
Auftaktveranstaltung „Tech-

MeetsLegal“ das neue Format von
Silicon Austria Labs, vertreten durch
Isabella Hinterleitner. Zum Thema
„Rechtliche und technische Heraus-
forderungen selbstfahrender Busse“
diskutierten am Podium Andreas

Eustacchio, Eustacchio Rechtsan-
wälte, Christian Kogler, Austrian In-
stitute of Technology (AIT), Alexan-
der Mirnig, DigiBus Salzburg, und
Walter Prutej, SURAAA Pörtschach.

Deals der Woche

Die Anwaltskanzlei Schönherr hat
die Uniqua beim Kauf der Toch-

tergesellschaften der AXA in Polen,

Tschechien und der Slowakei für
einen Kaufpreis von rund einer Mil-
liarde Euro unterstützt. Das Schön-
herr-Team wurde von Partner Alex-
ander Popp geleitet und bestand aus
den Partnern Volker Weiss, Hanno
Wollmann und Peter Feyl, Rechts-
anwalt Gregor Petric sowie Associa-
te Alexander Gruber, alle Wien,
Partner Paweł Halwa und Counsel
Krzysztof Pawlak, beide Warschau,

Partner Vladimír Čížek und Rechts-
anwalt JitkaKadlčíková, beide Prag,
sowie Partnerin SoňaHekelová, Bra-
tislava.

Die Kanzlei Höhne, In der Maur &
Partner hat einen Deal abseits

großer wirtschaftlicher Interaktio-
nen begleitet. Partner Maximilian
Kralik hat den Verein „you-are-wel-
come / PIR – Verein zur Unterstüt-
zung geflüchteter Menschen und
Schaffung solidarischer Strukturen“
im Verfahren um die Erlangung des
Spendenbegünstigungsbescheids
beraten und unterstützt. In diesen
Tagen hat der Verein nun den positi-
ven Bescheid des Finanzamts erhal-
ten, wodurch in Zukunft Spenden an
den Verein steuerlich absetzbar
sind.
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Die fünf neuen Partner, die ab sofort
Icon unterstützen. [ Beigestellt ]

AlexanderMirnig, Andreas Eustacchio
und Isabella Hinterleitner. [ Beigestellt ]

Maximilian Kralik begleitete den Ver-
ein „you-are-welcome“. [ Beigestellt ]

Schlussstrich statt Schmutzwäsche
Ehescheidung. Die türkis-grüne Koalition will das geltende Verschuldensprinzip bei der Scheidung hinterfragen.
Tatsächlich bedarf das undurchschaubar gewordene Unterhaltsrecht dringend eines Systemswechsels. Ein Gastkommentar.

VON ASTRID DEIXLER-HÜBNER

Linz. Die Koalition hat sich vorge-
nommen, das Verschuldensprin-
zip bei der Scheidung zu überprü-
fen und „eine grundlegende Ver-
einfachung der materiell-rechtli-
chen Unterhaltsbemessung“ anzu-
gehen. Beides ist in höchstemMaß
zu begrüßen, um das österreichi-
sche Eherecht an einen zeitgemä-
ßen Standard heranzuführen und
zugleich die Rechtslage transpa-
rent und einfacher zu gestalten.
Das geltende Recht des Ehegatten-
unterhalts hat nämlich ein Aus-
maß an Komplexität erlangt, das
selbst für Fachleute kaum noch zu
durchschauen ist.

Während aufrechter Ehe sind
die Ehegatten grundsätzlich ver-
pflichtet, „nach ihren Kräften“ und
gemäß „der Gestaltung ihrer Le-
bensverhältnisse zur Deckung ih-
res angemessenen Lebensauf-
wands gemeinsam beizutragen“.
Daraus soll sich nach der Recht-
sprechung ergeben, dass dem ein-
kommenslosen und haushaltsfüh-
renden Ehegatten 33 Prozent der
Nettoeinkünfte des Unterhaltsver-
pflichteten zustehen. Weitere Un-
terhaltspflichten – z. B. gegenüber
Kindern – führen zu einem prozen-
tuellen Abzug. Ist ein Ehegatte –
meist die Frau – nicht erwerbstätig,
kann er vom Partner Unterhalt be-
gehren, wenn er den gemeinsamen
Haushalt führt. Sind beide er-
werbstätig, leiten die Gerichte aus
diesen unbestimmten Gesetzesbe-
griffen ab, dass dem schlechter ver-
dienenden Gatten ein Unterhalts-
ergänzungsanspruch in der Höhe
von 40 Prozent des Haushaltsein-
kommens abzüglich eines Eigen-
einkommens zusteht. Der Um-
stand aber, dass einem Ehegatten,
der erwerbstätig ist und den Haus-
halt führt, wegen der Mehrbelas-
tung ein höherer Anteil an den ge-
meinsamen Einkünften zustehen
sollte, bleibt nach der Judikatur
ebenso unberücksichtigt wie der
Unwillen oder die Unfähigkeit
eines nicht erwerbstätigen und
einkommenslosen Ehegatten, den
Haushalt entsprechend zu führen.

Nach der Scheidung steht Un-
terhalt grundsätzlich nur dann zu,
wenn dem geschiedenen Ehegat-
ten keine eigene Erwerbstätigkeit
zumutbar ist. Die Höhe richtet sich
nach dem Scheidungsverschulden.
Der aus alleinigem oder überwie-
gendem Verschulden geschiedene
Ehegatte muss wie bei aufrechter
Ehe in der Regel 33 Prozent des
Nettoeinkommens leisten. Dane-
ben bestehen viele weitere Unter-
haltskategorien. Einen Sonderfall
bildet § 68a EheG, wonach einem
geschiedenen Ehegatten zum Aus-
gleich für berufsbedingte Nachteile
durch Kindererziehung und Ange-
hörigenpflege Unterhalt nachMaß-
gabe seines Bedarfs zugesprochen
werden kann. Das ist selbst dann
möglich, wenn dieser Ehegatte die
Scheidung verschuldet hat.

Kriterien für Unterhalt fehlen
Da das Gesetz für die Bemessung
des Unterhalts keinerlei konkrete
Kriterien enthält, hat die Judikatur
eine fein verästelte Spruchpraxis
entwickelt und ein stetig undurch-
schaubarer werdendes Dickicht an

Einzellösungen geschaffen. Aus der
Formulierung, wonach der Unter-
haltsanspruch die „angemessenen
Bedürfnisse“ befriedigen soll, lei-
ten die Gerichte ab, dass der An-
spruch der Höhe nach unbegrenzt
ist und – anders als beim Kindes-
unterhalt – auch „Luxusunterhalt“
in beliebiger Höhe zustehen kann.
Dadurch wird der Zweck des Un-
terhalts ad absurdum geführt, der
der Bedürfnisbefriedigung, nicht
der Vermögensbildung dienen soll.
Der ebenfalls aus unbestimmten
Gesetzesbegriffen abgeleitete An-
spannungsrundsatz besagt wieder-
um, dass jeder Ehegatte sein ge-
samtes Leistungsvermögen zur Er-
zielung eines zur Bedarfsdeckung
ausreichenden Einkommens ein-
zusetzen hat. Auch hier wird sehr
kasuistisch und nicht immer le-
bens- und praxiskonform judiziert.

Unbestimmte Gesetzesbegriffe
haben den Vorteil, der Einzelfallge-
rechtigkeit zu dienen und eine Re-
aktion auf gesellschaftliche Verän-
derungen zu ermöglichen. Der Ge-
setzgeber muss den Gerichten aber
ausreichende Kriterien vorgeben,

damit ihre Entscheidungen auf ihre
Gesetzmäßigkeit hin überprüft
werden können. Ein übermäßiger
Einsatz unbestimmter Gesetzesbe-
griffe und die Ausreizung oder gar
Überdehnung sämtlicher Spielräu-
me durch die Gerichte macht die
Spruchpraxis unvorhersehbar und
schmälert die Rechtssicherheit.

Was also nottut, ist ein Para-
digmenwechsel. Dieser sollte sich
nicht auf den nachehelichen Un-
terhalt beschränken, sondern das
Scheidungsrecht miteinbeziehen.
Das Prinzip der Verschuldens-
scheidung, wie es in Österreich seit
1938 gilt, ist im Vergleich zu ande-
ren europäischen Staaten längst
ein Auslaufmodell. Heute herrscht
das Zerrüttungsmodell vor, bei
dem es nur darauf ankommt, ob
die Ehe gescheitert ist. Nach deut-
schem Recht wird das Scheitern
unwiderleglich vermutet, wenn die
Ehegatten seit einem Jahr getrennt
leben und die Scheidung gemein-
sam beantragen oder wenn sie drei
Jahre getrennt leben. Die
Schmutzwäsche in Form des ge-
samten Aufarbeitens der Vergan-

genheit – wer wann welche Ehe-
verfehlung begangen hat – entfällt.

Hierdurch eröffnet sich nicht
nur die Chance, sondern geradezu
die Notwendigkeit, das Unterhalts-
recht radikal zu vereinfachen und
zugleich einen Systemwechsel vor-
zunehmen. Grundlage sollte – im
Anschluss an moderne Rechtsord-
nungen wie etwa in Deutschland
oder der Schweiz – der Schluss-
strich („clean break“) und die Stär-
kung der Eigenverantwortung des
geschiedenen Ehegatten sein. Die
Ehegatten sind eben nach der
Scheidung nicht mehr miteinan-
der verheiratet und können sich
nicht mehr in derselben Weise auf
die bedingungslose Teilhabe an
den Lebensverhältnissen des an-
deren verlassen. Das bedeutet
nicht, dass jeglicher Unterhalt
nach der Scheidung entfallen
muss. Er sollte aber nur nachMaß-
gabe der Bedürftigkeit geleistet
werden. In der Regel wäre ein sol-
cher Unterhalt auch befristet und
gedeckelt zu gewähren.

Angemessener Lebensbedarf
Der Unterhalt soll vor allem ehebe-
dingte Nachteile ausgleichen, etwa
wegen der Versäumung von Bil-
dungschancen oder der Pflege von
Kindern. Diesen Bedarf hätten die
Gerichte – wie nach § 68a EheG –
im Einzelfall zu ermitteln, sodass
hinsichtlich der Höhe nicht primär
an die ehelichen Lebensverhältnis-
se und schon gar nicht an die seit
der Scheidung gestiegene Einkom-
menssituation des Unterhaltsver-
pflichteten im Sinn einer „Um-
standsklausel“ anzuknüpfen ist,
sondern der Unterhalt mit dem an-
gemessenen Lebensbedarf be-
grenzt ist. Hinsichtlich der Befris-
tung und Höhe des Unterhalts
könnten auch Billigkeitserwägun-
gen – wie Dauer der Ehe, fortge-
schrittenes Alter und gesundheitli-
che Verfassung, Situation am Ar-
beitsmarkt – und andere Härtefälle
berücksichtigt werden.

Univ.-Prof. Astrid Deixler-Hübner ist Vorstän-
din des Instituts für Europ. und Österr. Zivil-
verfahrensrecht an der JKU Linz.
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